Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2978 


Große Anfrage 


der Abgeordneten Majonica, 

Dr. Marx (Kaiserslautern), Kiep, Baron von Wrangel 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Außenpolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Kann die Bundesregierung die ständig wiederkehrenden Be- 
hauptungen widerlegen, ihre angebliche Unbeweglichkeit 
verhindere Fortschritte zu einer Befriedung Mitteleuropas ? 
Welche Maßnahmen und Schritte hat die Bundesregierung 
unternommen, um ihre Friedenspolitik in der ganzen Welt 
glaubwürdig darzulegen? Ist es der Bundesregierung ge- 
lungen, in weiten Teilen der Welt, insbesondere unter den 
Verbündeten und europäischen Nachbarn Unterstützung für 
diese Politik zu finden? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß in 
wachsendem Maße von Teilen der westlichen Welt die 
militärische Stärke der UdSSR bestritten oder bagatellisiert 
wird? Teilt sie die Auffassung, daß eine sachgerechte Un- 
terrichtung über die politischen und militärischen Verhält- 
nisse in Ost- und Mitteleuropa besondere Förderung ver- 
dient? 

3. Hat sich nach Auffassung der Bundesregierung die sowjeti- 
sche Politik gegenüber Deutschland geändert? Wie reagiert 
die Sowjetunion auf die deutschen Entspannungsbemühun- 
gen (z. B. Austausch von Gewaltverzichtserklärungen)? Wie 
stellt sich die Sowjetunion zu der Tatsache, daß die Bun- 
desrepublik sich nicht in die inneren Verhältnisse der Staa- 
ten des sozialistischen Lagers einmischt und deren besondere 
Beziehungen zur Sowjetunion respektiert? 

Welche außen-, sicherheits- und wirtschaftspolitischen Kon- 
sequenzen sind aus der gegenwärtigen sowjetischen Politik 
zu ziehen ? 

4. Welche weiteren Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
um die Beziehungen zu allen osteuropäischen Staaten zu 
normalisieren und damit zugleih dem Aufbau einer euro- 
päischen Friedensordnung zu dienen? 
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5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation im Mittel- 
meerraum und die dort immer dringlicher werdenden un- 
gelösten Fragen? 

6. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der Zusammen- 
schluß der Länder im freien Teil Europas für diesen eine 
Existenzfrage ist? Ist die Bundesregierung bereit, neue Vor- 
schläge zu entwickeln, die geeignet sind, die Stagnation der 
europäischen Einigungsbestrebungen zu überwinden? Ent- 
sprechen im Rahmen des Gemeinsamen Marktes Leistungen 
und Gegenleistungen einander und welche Vorteile haben 
sich politisch und wirtschaftlich für die Bundesrepublik er- 
geben ? 

7. Glaubt die Bundesregierung, die erwünschte friedliche Lö- 
sung des Vietnamkonflikts werde unmittelbare Auswirkun- 
gen auf das Verhältnis der beiden Weltmächte zueinander 
haben? Würde eine solche Lösung Abrüstungsgespräche er- 
leichtern? Welche Folgen haben der Krieg in Vietnam und 
ein möglicher Friedensschluß für das Verhältnis der Ver- 
einigten Staaten von Amerika zu ihren europäischen Ver- 
bündeten, insbesondere der Bundesrepublik Deutschland? 
Welchen Beitrag kann Europa zur politischen und wirt- 
schaftlichen Stabilisierung Südostasiens leisten? 

8. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Entwicklungs- 
hilfe fortgeführt, vielleicht sogar erweitert werden muß, ob- 
wohl eine Reihe von dringenden Aufgaben im eigenen 
Lande in der Zukunft erhöhte finanzielle Aufwendungen 
erfordern? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Behauptung, daß die 
völkerrechtliche Anerkennung der ostberliner Regierung da- 
zu beitrüge, dem Ziel einer europäisdien Friedensordnung 
näherzukommen? Welche Konsequenzen können sich für die 
deutsche Nation, für die Bundesrepublik und die Position 
Berlin aus einer etwaigen völkerrechtlichen Anerkennung 
Ostberlins ergeben? 


Bonn, den 31. Mai 1968 


Majonica 

Dr. Marx (Kaiserslautern) 
Kiep 

Baron von Wrangel 
Dr. Barzel und Fraktion 
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Begründung 


Trotz wiederholter Erklärungen und Reden von Mit- 
gliedern der Bundesregierung besteht Unklarheit in 
weiten Teilen der öffentlichen Meinung Deutschlands 
über Wesen, Methoden und Ziele der deutschen 
Außenpolitik. 

Die Bundesregierung hat in zahlreichen Vorschlägen 
deutlich gemacht, daß eine Befriedung Europas nur 
dann erreichbar ist, wenn alle in Europa engagierten 
Länder zu einer Friedenspolitik bereit sind. Es ist 
deshalb bedauerlich, daß die wiederholt zum Aus- 
druck gebrachte Bereitschaft der Bundesrepublik 
Deutschland, durch eine Politik des Gewaltverzichts 
die Losung der Probleme zu erleichtern, bisher nicht 
das erhoffte Echo gefunden hat. 

Nur eine gerechte und dauerhafte Friedensordnung 
in Europa wird die für die Lösung der Probleme der 
dritten Welt notwendigen Kräfte freimachen. Die 
aus einer gerechten Friedensordnung entstehende 
Stabilität in Europa ist damit auch ein Beitrag für die 
Festigung des Friedens in der Welt. 

Die von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachte 
Große Anfrage soll Bundestag und Bundesregierung 
die Möglichkeit geben, die aktuellen Fragen in den 
Gesamtrahmen unserer Außenpolitik einzuordnen 
und deren Grundlage nach innen und außen deutlich 
zu machen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Zu 1. 

Weil bei aller Unterstützung durch unsere Verbün- 
deten die ständige Propaganda gegen die Ziele und 
Methoden der deutschen Politik offensichtlich nega- 
tive Wirklingen gehabt hat und zwar nicht nur in 
den östlichen Nachbarländern sondern auch in an- 
deren Teilen der Welt. 

Zu 2. 

Weil eine einseitige Herabsetzung der militärischen 
Abwehrbereitschaft des Westens empfohlen wird, 
obwohl nicht zu bestreiten ist, daß die Sowjetunion 
und ihre Verbündeten in der jüngsten Vergangen- 
heit ihre militärische Stärke ständig erhöht und aus- 
gebaut. haben. Eine realistische Einschätzung der 
Stärke des sozialistischen Lagers ist die notwendige 
Voraussetzung für die Sichorheits- und Friedens- 
politik des Westens und die Grundlage für das Er- 
reichen einer gleichwertigen, gleichrangigen und 
kontrollierten Abrüstung. 

Zu 3. 

Weil leider festzu stellen ist, daß die Sowjetunion in 
zunehmendem Maße der Bundesrepublik zu unter- 
stellen versucht, sie wolle mit ihrer Friedenspolitik 


Zwietracht im sozialistischen Lager säen und die Be- 
mühungen der Bundesregierung, das Verhältnis zu 
Moskau zu normalisieren, kein positives Echo gefun- 
den haben. Für die Fraktion der CDU/CSU erhebt 
sich angesichts der negativen Haltung der Sowjet- 
union die Frage, ob auch aus diesem Grunde die 
Europa- und Bündnispolitik der Bundesrepublik ak- 
tiviert werden muß, um die auf Entspannung ge- 
richtete deutsche Ostpolitik im Westen zu verankern. 

Zu 4. 

Weil nach Auffassung der Fraktion der CDU/CSU 
trotz der negativen Haltung der Sowjetunion alle 
Möglichkeiten durch die Bundesregierung ausge- 
schöpft werden sollen, um bestehende Barrieren zwi- 
schen den Staaten Mittel- und Osteuropas und dem 
deutschen Volke abzubauen. 

Zu 5. 

Weil das verstärkte sowjetische militärische Enga- 
gement im Mittelmeer Europas Südflanke bedroht 
und Schritte unternommen werden müssen, um das 
westliche Bündnis als friedensstärkende Kraft im 
Mittelmeer zu stabilisieren. 

Zu 6. 

Weil das europäische Einigungswerk stagniert und 
innerhalb der europäischen Gemeinschaften ein 
besorgniserregender Prozeß der Renaüonalisierung 
zu beobachten ist. Europa wird dadurch immer weni- 
ger in der Lage sein, seinen Beitrag für den Frieden 
in der Welt zu leisten und den friedlichen Wettlauf 
mit den beiden Weltmächten zu bestehen. 

Weil in der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden 
ist, die Bundesrepublik betreibe eine Politik ein- 
seitiger Vorleistungen im Gemeinsamen Markt. 

Zu 7. 

Weil Eindämmung und Beseitigung von Spannungs- 
herden in der Welt für die deutsche Politik zentrale 
Fragen sind. Alle Entspannungsschritte an der Peri- 
pherie haben auch auf die europäischen Probleme 
Auswirkungen. Unsere eigenen Entspannungs- 
bemühungen werden durch ein besseres Verhältnis 
zwischen Washington und Moskau erleichtert. Das 
gilt auch für die kontrollierte Abrüstung. 

Weil nach Auffassung der Fraktion der CDU/CSU 
Europa an der wirtschaftlichen und politischen Sta- 
bilität Süclostasiens interessiert sein muß und daher 
ohne egoistische politische Ziele seinen wirtschaft- 
lichen Beitrag zum Aufbau dieser Länder leisten 
sollte. 
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Zu 8. 

Weil Stabilität und Wohlstand in der Bundesrepu- 
blik von Stabilität und Wohlstand in der Welt ab- 
hängen und die Entwicklungspolitik ein wichtiger 
Bestandteil der deutschen Friedenspolitik ist. 

Zu 9. 

Weil die Forderung der Machthaber in Ostberlin, 
jedes Gespräch mit Vertretern der Bundesrepublik 


von der vorherigen völkerrechtlichen Anerkennung 
abhängig zu machen, zeigt, daß Pankow das Ziel ver- 
folgt, die Spaltung Deutschlands zu zementieren, 
eine dauerhafte europäische Friedensordnung aber 
nicht auf der Grundlage der Spaltung Deutschlands 
errichtet werden darf. 

Weil sich die völkerrechtliche Anerkennung der 
Zone auf die Freiheit der Zufahrtswege von und nach 
Berlin auswirken würde. 
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